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An die 
Europäische Kommission 
Generaldirektion Informationsgesellschaft und Medien 
avpolicy@ec.europa.eu  
 
 

Wien, am 27. Februar 2008 
 
 
 
Betreff: „Kreative Online-Inhalte - Politische und rechtliche Fragen für die 
Konsultation“ 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
die ISPA, der Verband der österreichischen Internet Service Provider, nimmt zu den 
politischen und rechtlichen Fragen für die Konsultation der EU Kommission bezüglich Online-
Inhalte wie folgt Stellung: 

 
 

Verwaltung digitaler Rechte: 
 
Frage 1:  
 
Sofern DRM-Systeme im Markt zweckmäßig sind (ISPA möchte an dieser Stelle auf die 
aktuelle Entwicklung hinweisen, die etwa in der Musikindustrie einen deutlichen Abgang von 
DRM-Systemen zeigt), etwa um neue Business-Modelle zu realisieren, unterstützt ISPA das 
Ziel, die DRM Systeme interoperabel und userfreundlicher zu gestalten. Die ISPA ist jedoch 
der Meinung, dass die Entwicklung und Einführung solcher interoperabler DRM-Systeme 
dem Markt überlassen bleiben sollte. 
 
 
Frage 2: 
 
Beim Kauf von Inhalten und Produkten haben Endnutzer naturgemäß großes Interesse 
daran, über das verwendete DRM-System und die DRM-Interoperabilität informiert zu 
werden (z. B. wo kann das Medium (nicht) abgespielt werden?). Auch die Tatsache, dass die 
Rechtslage hinsichtlich des Rechts auf Privatkopie europaweit nicht einheitlich ist,  erfordert 
eine Verbesserung der Information für Verbraucher über Interoperabilität und die 
Datenschutzmerkmale von DRM-Systemen anzustreben. Es müssen allgemein gültige 
Prinzipien gelten und die Konsumenten müssen darüber informiert werden. 
Nur durch mehr Transparenz hinsichtlich DRM kann der Enduser die Beschränkungen durch 
DRM erkennen und so die für ihn beste Lösung wählen. 
 
 
Frage 3: 

 
Weniger komplexe und leichter verständliche Lizenzvereinbarungen für Endnutzer würden 
die Entwicklung von Diensten für kreative Online-Inhalte sicher fördern, diese sollten daher 
dementsprechend gestaltet werden. 
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Frage 4: 
 
Die ISPA enthält sich einer Stellungnahme. 
 
 
Frage 5: 
 
Die ISPA enthält sich einer Stellungnahme. 
 
 
Gebietsübergreifende Lizenzierung: 
 
Frage 6: 
 
Die ISPA hält eine gebietsübergreifenden Lizenzierung von Online-Content für sinnvoll – dies 
würde auch dem globalen System des Internet entsprechen. Die ISPA begrüßt die 
Förderung von Wettbewerb im Markt für Lizenzrechte, insbesondere hinsichtlich der 
kollektiven Rechteverwaltung durch Verwertungsgesellschaften. 
 
 
Frage 7: 
 
Jedes System, dass das globale System des Internet berücksichtigt ist zu befürworten. 
 
 
Frage 8: 
 
Ja, die ISPA ist der Meinung, dass die sekundäre Verwertung von Online-Inhalten erleichtert 
werden sollte.  
Eine Erleichterung wäre z.B. durch die Verkürzung von Schutzfristen gegeben. Ebenso 
stellen verwaiste Werke („orphan works“) ein Problem für potentielle Verwerter dar, da eine 
Nutzung, die die Zustimmung des Urhebers oder der Rechteinhaber voraussetzt, nicht 
möglich ist. Hier sollte dringend eine einheitliche Regelung gefunden werden, um bei einer 
Nutzung eine Urheberrechtsverletzung auszuschließen. 

 
 

Legale Angebote und Piraterie:  
 
Frage 9: 
 
Leichterer Zugang zu legalen Online-Inhalten: 
Die ISPA ist der Überzeugung, dass ein einfacher Zugang zu legalen und preiswerten 
Online-Inhalten der beste Weg ist, um illegalen Nutzungen entgegenzuwirken. Eine 
Möglichkeit das Angebot von legalen Online-Inhalten zu vergrößern wäre z. B. die 
„vernünftige“ Anpassung der Konditionen unter denen derzeit Werke und Inhalte angeboten 
werden. Wie bereitwillig User interessante, userfreundliche neue Angebote auch nutzen, 
zeigt etwa der kometenhafte Anstieg der Internet-Downloads im Musikbereich. Doch fehlen 
in vielen Bereichen nach wie vor „attraktive“ Geschäftsmodelle für die Verbreitung von 
Online-Inhalten. 
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Frage 10: 
 
Nein, im Gegenteil. Die Vereinbarung von Olivenne, welche ja bisher nur ein Vorschlag ist, 
der noch durch den französischen Gesetzgeber umzusetzen ist, wirft nach Meinung der 
ISPA in mehreren Punkten wesentliche Fragen/Bedenken auf: 
 
Die Vereinbarung widerspricht der E-Commerce Richtlinie Art. 15, Abs.1: „Die 
Mitgliedstaaten erlegen Anbietern von Diensten im Sinne der Artikel 12, 13 und 14 keine 
allgemeine Verpflichtung auf, die von ihnen übermittelten oder gespeicherten Informationen 
zu überwachen oder aktiv nach Umständen zu forschen, die auf eine rechtswidrige Tätigkeit 
hinweisen.“ Darüber hinaus fehlt die klare Unterscheidung zwischen Access- und Host-
Provider. 
 
Die Maßnahmen in der Vereinbarung übertreten nicht nur den Rahmen der 
Verhältnismäßigkeit, sie sind hinsichtlich ihrer Effektivität auch sehr fragwürdig. 
 
Verletzt die EU Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten  
Artikel 8 – Recht auf Achtung des Privat- und Familienlebens: 
1. Jede Person hat das Recht auf Achtung ihres Privat- und Familienlebens, ihrer 

Wohnung und ihrer Korrespondenz. 
2. Eine Behörde darf in die Ausübung dieses Rechts nur eingreifen, soweit der Eingriff 

gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig ist für die 
nationale oder öffentliche Sicherheit, für das wirtschaftliche Wohl des Landes, zur Auf-
rechterhaltung der Ordnung, zur Verhütung von Straftaten, zum Schutz der Gesundheit 
oder der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer. 

Artikel 10 – Freiheit der Meinungsäußerung: 
1. Jede Person hat das Recht auf freie Meinungsäußerung. Dieses Recht schließt die 

Meinungsfreiheit und die Freiheit ein, In formationen und Ideen ohne behördliche Ein-
griffe und ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen zu empfangen und weiterzugeben. Dieser 
Artikel hindert die Staaten nicht, für Radio- , Fernseh- oder Kinounternehmen eine 
Genehmigung vorzuschreiben. 

2. Die Ausübung dieser Freiheiten ist mit Pflichten und Verantwortung verbunden; sie 
kann daher Formvorschriften, Bedingungen, Einschränkungen oder Strafdrohungen 
unterworfen werden, die gesetzlich vorgesehen und in einer demokratischen Gesell-
schaft notwendig sind für die nationale Sicherheit, die territoriale Unversehrtheit oder 
die öffentliche Sicherheit, zur Aufrechterhaltung der Ordnung oder zur Verhütung von 
Straftaten, zum Schutz der Gesundheit oder der Moral, zum Schutz des guten Rufes 
oder der Rechte anderer, zur Verhinderung der Verbreitung vertraulicher Informationen 
oder zur Wahrung der Autorität und der Unparteilichkeit der Rechtsprechung.  

 
Die Vereinbarung widerspricht den Zielen der EU-Kommission: Recht auf Internetanschluss 
muss gewahrt sein (Informationsgesellschaft!). 
 
Erwägt man User auf Black-lists zu setzen und ihnen den Zugang zum Internet zu sperren, 
so erscheinen solche Maßnahmen im eklatanten Widerspruch zu den Zielen einer modernen 
Informationsgesellschaft. EU- Bürger werden von Wissen und Wissenstransfer 
abgeschnitten, was außerdem im klaren Widerspruch zu den Prinzipien der 
Universaldienstrichtlinie steht, die sicherstellt, dass jeder EU Bürger Zugang zu einer 
Verbindung mit dem Internet zu einem fairen Preis erhält. 
 
Unter den genannten Gesichtspunkten kann die in Frankreich getroffene Vereinbarung nicht 
befürwortet werden. Dass selbst die österreichische Vereinigung der Plattenproduzenten 
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(IFPI) sich in einer öffentlichen Erklärung erst vor wenigen Tagen klar gegen die in 
Frankreich vorgeschlagenen Maßnahmen (Sperre des Internetzuganges) ausgesprochen 
hat, zeigt nach Meinung der ISPA klar auf, dass dem französischen Weg nicht zu folgen ist. 
 

 
Frage 11: 
 
Nein, die ISPA spricht sich gegen das Einsetzen von Filtermaßnahmen aus, da dies den 
geforderten Rahmen der Verhältnismäßigkeit übertritt.  
Einerseits ist ISPA davon überzeugt, dass es keine guten, sprich wirksame und insofern 
verhältnismäßige Filtermaßnahmen gibt. Im Gegenteil: Filtermaßnahmen bedeuten hohen 
Aufwand und geringe Effektivität. Filtern ohne Verletzung der Grundrechte ist nicht möglich. 
 
Darüber hinaus sind durch den Einsatz von restriktiven Filtermaßnahmen wirtschaftliche 
Risken zu erwarten, die in ihrem Ausmaß nicht absehbar sind (Kosten!). 
Eine Filterung von Inhalten kann - abgesehen vom Spezialfall des Blockens von 
kinderpornographischen Inhalten - nur individuell passieren, nicht global. Jede generelle 
Filterung von Inhalten ist klar abzulehnen, da diese einen unverhältnismäßigen Eingriff in 
Grundrechte, insbesondere die Wissens- und Informationsfreiheit, darstellt. ISPA fordert 
vielmehr die Entkriminalisierung um der Verunsicherung auf  User-Seite vorzubeugen. 
 
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 

 
Dr. Kurt Einzinger  
Generalsekretär 
 


